
ã8, 2, 1, diese Zahlen mŸssen Sie sich
merkenÒ, sagte Bodo Ramelow auf der
mit gro§em Interesse aufgenommenen
Pressekonferenz am 18. November in
Erfurt zur Vorstellung des Konzeptes
der Landtagsfraktion der LINKEN fŸr
eine umfassende Funktional-, Verwal-
tungs- und Gebietsreform in ThŸrin-
gen.
ãAcht Regionalkreise, die Zweistufig-
keit der Verwaltung und einrŠumiges
Verwaltungshandeln, das sind unsere
EckpunkteÒ, so der Fraktionschef, der
fŸr ãMut zum AufbruchÒ  warb. ãDenn
fŸr das Bundesland ThŸringen, das so
stark unter der demografischen Ent-
wicklung und der Abwanderung leidet,
ist der Verwaltungsumbau die zentrale
Herausforderung der Landespolitik.Ò 

Sonst gibt es ThŸringen 2020 nicht mehr

Bodo Ramelow verwies auf die ãhar-
ten Zahlen und FaktenÒ und sagte, dass
ThŸringen eine Verwaltung habe, die
auch fŸr eine Million Einwohner mehr
leistungsfŠhig sei. Und er spitzte rheto-
risch zu: ãEntweder wir siedeln die ei-
ne Million mehr an oder wir bauen die
Verwaltung um.Ò Ansonsten sei ThŸ-
ringen bald nicht mehr handlungs- und
finanzierungsfŠhig ãund gibt es 2020
dieses Bundesland nicht mehrÒ.
DIE LINKE hat ein Konzept entwi-
ckelt, mit dem die schwerfŠllige, in-
transparente und demokratisch kaum
steuerbare Verwaltungsstruktur moder-
ner und effizienter organisiert werden
kann Ð auf die BedŸrfnisse der Men-

schen zugeschnitten. Dabei sollen vor
allem die Kommunen gestŠrkt werden,
BŸrgerservicebŸros Anlaufpunkte fŸr
alle Angelegenheiten sein. Sie kŸm-
mern sich darum, dass die richtige Be-
hšrde die VorgŠnge bearbeitet.

Volksentscheid zur Gebietsreform

Am Ende eines etwa zehnjŠhrigen Um-
organisationsprozesses, so der kom-
munalpolitische Sprecher der Links-
fraktion, Frank Kuschel, gŠbe es eine
Šu§erst leistungsfŠhige Kommunalver-
waltung, stŸnden erhebliche Einsparef-
fekte. ãWir wollen ThŸringen die
Chance geben, sich zum modernsten
und innovativsten Land der Bundersre-
publik zu entwickeln.Ò 
Dabei sei mit ersten spŸrbaren Ergeb-
nissen bereits nach vier Jahren zu rech-
nen, mŸsste es zunŠchst die Funktio-
nal-, dann die Verwaltungs- und
schlie§lich die Gebietsreform geben,
die nach den Vorstellungen der LIN-
KEN mit einem Volksentscheid demo-
kratisch legitimiert werden soll.
Der Fraktionschef kritisierte die in
ThŸringen gŠngige Praxis der Aufga-
benŸbertragung des Landes an die
kommunale Ebene. 80 Prozent der
Landesaufgaben erledigten inzwischen
die Kreisverwaltungen Ð ãdurch kein
Parlament abgedeckt, wir nennen das
âdemokratiefreie ZonenÕÒ. Die dabei
bisher zur Koordinierung agierenden
immerhin 78 Mittelbehšrden in ThŸ-
ringen sollen abgeschafft und eine
ãkonsequente Zweistufigkeit in der

VerwaltungÒ geschaffen werden. Vo-
raussetzung bei allem seien jedoch zu-
nŠchst Aufgabenkritik und Aufgaben-
analyse unter der Fragestellung, was
durch wen erledigt und finanziert wird.
ãDann mŸssen die Aufgaben zusam-
mengedacht und zusammengelegt wer-
denÒ, so Ramelow. Mit Hinweis auf
die derzeit von der Landesregierung
getroffenen Sonderregelungen fŸr die
finanziell ins Trudeln gekommenen
kreisfreien StŠdte, wie Suhl und Eisen-
ach, brachte der OppositionsfŸhrer
sein UnverstŠndnis darŸber zum Aus-
druck, dass ãmomentan Ÿberall Geld
flie§t, nur, um Strukturen so zu lassen,
wie sie sindÒ. Kšnnte die LINKE ihr
Konzept fŸr eine Funktional-, Verwal-
tungs- und Gebietsreform in ThŸringen
in Regierungsverantwortung umset-
zen, dann seien ãdiese Regionalkreise
handlungsfŠhig Ð egal, was in der Bun-
desrepublik passiertÒ.

Diskussion muss Fahrt aufnehmen

In der von der Linksfraktion unter dem
Titel ãModerne VerwaltungÒ vorgeleg-
ten BroschŸre, die gegenwŠrtig in den
Kreisen und StŠdten ThŸringens ver-
teilt wird, sind die Eckpunkte des Kon-
zepts erlŠutert. Die dringend notwendi-
ge Diskussion muss jetzt weiter Fahrt
aufnehmen! Die BroschŸre kann auch
im Internet eingesehen und herunterge-
laden werden: 
www.die-linke-thl.de/polit ik/publi-
kationen/
A. Rudolph

abgenommen! Und besonders wichtig
dabei ist: Die Produktions- und Spiel-
stŠtten kšnnten weiterhin eine feste
SŠule im regionalen Kulturangebot
bleiben und ihren Bildungs- und Kul-
turauftrag erfŸllen.Ò Um organisato-
risch effizientere Strukturen zu errei-
chen, schlŠgt Birgit Klaubert vor, zur
Vorbereitung der SpielplŠne eine
Spielplankonferenz einzurichten, die
die StŠrken der HŠuser berŸcksichtigt,
aufwŠndige Produktionen gemeinsam
organisiert und auch Abstimmungen
untereinander zulŠsst. Bindet man da-
bei die Musikhochschule und gegebe-
nenfalls Schauspielschulen ein, wŠre
das ãein einzigartiger Ausweg aus der
Traurigkeit und Einfallslosigkeit der-
zeitiger VerteilungskŠmpfeÒ.

verstecken, deren einzige Aufgabe es
ist, Entscheidungen weiter hinaus zu
zšgernÒ. Die LINKE Abgeordnete er-
neuerte ihre Forderung nach einem Fi-
nanzierungsmodell zwischen Land und
Kommunen. ãDie Ideen fŸr einen Kul-
turfšrderausgleich sind doch lange auf
dem Tisch! In einem Kulturfšrderge-
setz kšnnten diese gesetzlich fixiert
werden. Warum wird nicht Ÿberlegt,
die Verwaltungs- und Marketingberei-
che der einzelnen HŠuser auszuglie-
dern und in einem Landesbetrieb zu
bŸndeln? Die Wege in ThŸringen sind
verhŠltnismŠ§ig kurz! Die fŸr die Iden-
tifikation der Menschen mit den Spiel-
stŠtten wichtigen kŸnstlerischen Berei-
che blieben dabei vor Ort, die organi-
satorischen Aufgaben wŸrden ihnen

Zur laufenden Debatte um den
Erhalt der ThŸringer Theater und
Orchester erklŠrte die Kulturpoliti-
kerin Dr. Birgit Klaubert: ãNach
den € u§erungen des NordhŠuser
Intendanten Lars Tietje macht sich
nun Herr Montavon zum Sprach-
rohr einer verfehlten Politik.Ò
Denkt man seine VorschlŠge weiter,
ãfŸhrt das zu einem Kulturkanniba-
lismus, der schon einmal mit der
Feststellung angedeutet wurde, dass
den Letzten die Hunde bei§enÒ.
Wichtig wŠre, dass Christoph Mat-
schie endlich VorschlŠge auf den
Tisch legt, wie die Finanzierung der
Theaterlandschaft aussehen kann.
ãDer Minister kann sich nicht lŠn-
ger in irgendwelchen Arbeitskreisen

Mut zum Aufbruch - LINKE legt 
Konzept fŸr moderne Verwaltung vor

Ministerielles Aussitzen beschŠdigt Kulturlandschaft
AKTUELL

Wie die finanziellen Auswirkun-
gen des Kita-Gesetzes bei den
Kommunen tatsŠchlich ankom-
men, dazu habe ich im letzten Ple-
num aus der Warte des BŸrgermei-
sters von Viernau (Kreis Schmal-
kalden-Meiningen) gesprochen
und Minister Matschie an seine
Landtagsrede vom April erinnert,
wo er sagte, dass das Land die zu-
sŠtzlichen Kosten des neuen Kita-
Gesetzes vollstŠndig Ÿbernimmt
und sie nicht auf die Kommunen
oder Eltern abgewŠlzt werden. 

Wir werden in Viernau in diesem
Jahr um 100.000 Euro hšhere Per-
sonalkosten haben durch die Neu-
einstellung von KindergŠrtnerin-
nen. An unserer Kommune bleibt
eine Differenz von 45.000 Euro
hŠngen. Als es um die Neueinstel-
lungen ging, hatte ich auf den Mi-
nister verwiesen und war auch ein
bisschen zuversichtlich, dass es
nicht ganz so dick kommt. Die Re-
aktion meiner GemeinderŠte: Wir
werden also betrogen und belogen.
Fatal ist, mein Verwaltungshaus-
halt mit einem Volumen von rund
1,7 Millionen Euro weist noch eine
LŸcke von 138.000 Euro aus, ob-
wohl wir schon die Grund- und
Gewerbesteuer und sogar die
Hundesteuer erhšht haben. Auf
meine Veranlassung hin nicht er-
hšht haben wir Ð bis jetzt Ð die
KindertagesstŠttengebŸhren. 

Wir sind seit mehr als zehn Jah-
ren eine kinderfreundliche Kom-
mune, haben dazu Auszeichnungen
bekommen. Unsere Kita-BeitrŠge
sind extrem niedrig, das gebe ich
zu. Wir verlangen von unseren El-
tern ganztags 45!Euro. Wir haben
das vor allem getan, weil wir uns
schon lange mit der Problematik
der Bevšlkerungsentwicklung be-
fasst und unseren Eltern immer ge-
sagt haben, ihr kšnnt euch auf die
Gemeinde verlassen. Wir haben
versucht, Zuversicht, Sicherheit zu
verbreiten, weil das eigentlich der
SchlŸssel dazu ist, dass sich junge
Menschen vielleicht doch dazu
durchringen, Kinder gro§zuzie-
hen. Was wir heute tun, ist eine
kontraproduktive Politik. Jeder
Zweifler wird ein weiteres Mal
Ÿberlegen, ob er Kinder gro§zieht. 

Die Kita-GebŸhren mŸssen ge-
sondert ausgewiesen werden, dann
gibt es wieder eine Chance fŸr eine
Diskussion. Es ist schon viel politi-
sches Porzellan zerschlagen wor-
den. Es geht um die GlaubwŸrdig-
keit, um die Ehrlichkeit und Red-
lichkeit und vor allem um die Sinn-
haftigkeit von Politik. 

KOMMENTIERT:

Ehrliche (Kita-)Politik 

von Manfred Hellmann

Bodo Ramelow: ãAcht Regionalkreise, Zweistufigkeit der Verwaltung, einrŠumiges VerwaltungshandelnÒ
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KKKKKURZ UND PPPPPR€GNANT

„Mit der Billigung der Laufzeit-
verlängerung der Atomkraftwerke
durch den Bundesrat ist die Abkehr
vom Atomausstieg beschlossene
Sache. Das ist wahrlich ein schwar-
zer Tag für die energiepolitische Zu-
kunft dieses Landes. Damit haben die
Lobbyisten der großen Strom-
konzerne gesiegt“, so Bodo Ramelow
am 26. November. „Allen Krokodils-
tränen der Sozialdemokraten zum
Trotz haftet die SPD mit ihrem
Koalitionsvertrag für diese katastro-
phal verfehlte Politik der Bundesre-
gierung“, so der LINKE Fraktions-
chef angesichts der Stimmenthaltung
Thüringens. Es ist leider negativ fest-
zustellen, dass die Ministerpräsiden-
tin Lieberknecht „aus ideologischen
Gründen gegenüber der Bundesre-
gierung Vasallentreue hält, die mas-
siv zulasten Thüringens geht“.

KKKKKrokodilstrŠnen

Erst gab es eine bunte, aber
unmissverständliche Protestde-

monstration hunderter Schüler freier
Schulen aus Thüringen vorm Landtag,
ein paar Tage später zogen tausende
Studierende aus allen Hochschulen
des Landes mit ohrenbetäubenden
Unmutsäußerungen vom Erfurter
Hauptbahnhof zum Hohen Haus. Hier
wie da sind die im Landeshaushalt für
2011 von der Thüringer Regierungs-
koalition geplanten Kürzungen Ursa-
che der Proteste.

Die in diesem Zusammenhang geplan-
ten Änderungen im Gesetz für freie Schu-
len gefährden sogar die Weiterexistenz
einzelner freier Schulen. Dies habe die An-
hörung am 17. November deutlich ge-
zeigt, so Michaele Sojka, Sprecherin für
Bildungspolitik der Linksfraktion, die zu

den zeitgleich demonstrierenden Schü-
lern (Foto oben) gesprochen hatte. Es
werde bereits eine notwendige Verdop-

Lautstarke Proteste gegen KŸrzungen
bei Schulen und UniversitŠten
Abgeordnete der LINKEN wandten sich gegen die PlŠne der CDU-SPD-Landesregierung

pelung des von den Eltern zu zahlenden
Schulgeldes angekündigt. Auch Schul-
schließungen insbesondere bei kleineren
Trägern freier Schu-
len und bei freien Be-
rufsschulen seien
nicht mehr ausge-
schlossen. Damit
werde ein wesentli-
cher und innova-
tivster Teil des Thü-
ringer Schulsystems
in Frage gestellt. Of-
fensichtlich nehme
der Minister in Kauf,
dass „der Zugang zu
Schulen, welche
nachweislich zu den besten in Thüringen
zählen, mit diesem Gesetz in Zukunft vom
Geldbeutel der Eltern abhängt. Damit ver-
schärft sich die bereits bestehende sozia-

le Ungleichheit unter
einem SPD-Bil-
dungsminister wei-
ter“, protestierte die
Abgeordnete der
Linksfraktion.

Bereits im Vorfeld
der Demonstration
der Konferenz Thü-
ringer Studierenden-
schaften (KTS) ge-
meinsam mit der
GEW am 23. Novem-
ber hatte namens
der Linksfraktion die
Sprecherin für Aus-
bildungs- und Stu-
dierendenfragen

Susanne Hennig erklärt: „Das Anliegen
ist berechtigt. Wenn man so wie jetzt
ohne plausible Begründung wegen ei-

„Die Aidshilfe und ihr Netzwerk
von Beratungsstellen müssen lang-
fristig in ihrem thüringenweiten Be-
stand finanziell abgesichert wer-
den“, forderte MdL Karola Stange.
Das Denken in Kategorien wie
„Haushaltsvorbehalte“ und „Ein-
sparpotenzial“ sei völlig unange-
bracht angesichts der existenziel-
len Bedeutung dieser Arbeit. Nach
Ansicht der Gleichstellungs-
expertin müssen regionale Benach-
teiligungen von Betroffenen unbe-
dingt vermieden werden. Wichtig
sei vor allem, die Präventionsarbeit,
aber auch die Antidiskriminierungs-
aktivitäten der Aidshilfe, der Bera-
tungsstellen und anderer Organi-
sationen zu unterstützen.

AAAAAidshilfe sichern

Kritik am Entwurf fŸr ein Demokratie-Landesprogramm
„Der Entwurf für das Thüringer

Landesprogramm für Demokratie, Tole-
ranz und Weltoffenheit wird weder-
quantitativ noch qualitativ die notwen-
dige zivilgesell-schaftliche Auseinander-
setzung mit dem Rechtsextremismus stär-
ken“, so Martina Renner. Die Rechtsex-
tremismus-Expertin der Linksfraktion
wies auf erhebliche Mängel in der Aus-
gangsanalyse hin, die offensichtlich auf
unterschiedliche politische Absichten
zurückzuführen sind. Besonders deutlich
werde dies bei dem Versuch, andere an-
tidemokratische Potentiale in der Gesell-
schaft zu beschreiben, als den Rechts-
extremismus.

„Ein Landesprogramm kann bei der
Bekämpfung des Rechtsextremismus nur
dann Erfolg haben, wenn die Ziele klar
und konkret bestimmt sind und sich nicht
hinter politisch motivierten Verallgemei-
nerungen verbergen. Andererseits müs-
sen auch die angestrebten Maßnahmen
konkret untersetzt werden. Gerade im
Bildungsbereich unterlässt es der Ent-
wurf, allgemeine Aussagen zu verlassen“,
sagte die Abgeordnete.

„Die Thüringer Landesregierung
verweigert weiterhin mit fadenschei-
nigen Rechtsgründen ein höheres
Maß an Transparenz bei der Finan-
zierung der Kindertagesstätten“, kri-
tisiert der Kommunalpolitiker der
Linksfraktion, Frank Kuschel. In der
Sitzung des Haushalts- und Finanz-
ausschusses am 29. November hat-
te sich die Landesregierung gegen
die Vorschläge der LINKEN ausge-
sprochen, die Kostenerstattungen
für den Kita-Bereich aus dem kom-
munalen Finanzausgleich herauszu-
lösen und im Einzelhaushalt des
Kultusministeriums einzustellen.
„Dabei würde unser Vorschlag kei-
nen Euro zusätzlich kosten und für
Transparenz sorgen. Damit könnte
jeder nachvollziehen, ob die Landes-
ausgleichszahlungen tatsächlich
alle Kosten decken.“ Gegenwärtig
sind fast 270 Mio. Euro für die Kin-
dertagesstätten in den allgemeinen
Schlüsselzuweisungen enthalten,
aus denen die Kommunen jedoch
alle Pflichtaufgaben des eigenen Wir-
kungskreises und die freiwilligen
Aufgaben finanzieren müssen.

KKKKKeine Transparenz

Nicht zu akzeptieren sei es, wenn dem
institutionalisierten Verfassungsschutz,
also einem Geheimdienst, eine Beratungs-
funktion gegenüber kommunalen
Präventions-projekten zugeschrieben
wird. Das Landesamt habe mehrfach of-
fenbart, dass es ein höchstgradig untaug-
liches Instrument für die Bekämpfung des
Rechtsextremismus ist. Dafür sei es aber
mit erheblichen Befugnissen für einen
Grund-rechtseingriff ausgestattet. Nicht
zu akzeptieren sei auch, dass das Parla-
ment nicht mehr die Möglichkeit habe,
den Entwurf weiter zu qualifizieren.

Schweigendes Landesamt

Scharf kritisiert hat die Abgeordnete
„das Schweigen des Thüringer Landes-
amtes für den Verfassungsschutz, das
nach Auskunft der Gesellschaft für
Arbeits- und Wirtschaftsförderung des
Freistaats Thüringen (GfAW) dazu ge-
führt hat, dass ein bekannter und vor al-
lem für Organisationen verantwortlicher
Rechtsextremist in den Genuss einer öf-
fentlichen Förderung kommt“.

nes angeblichen Notfalls vom Hoch-
schulpakt abweicht, muss man sich da-
gegen wehren.“

„Wer heute kürzt, zahlt morgen drauf“
– die Studierenden, die sich zum Schluss
ihres Protestzuges vor dem Landtags-
hochhaus versammelt hatten, schleu-
derten Minister Matschies Rechtferti-
gungsversuchen ihre Haltung verbal
und nonverbal entgegen. Starken Bei-
fall zollten sie der Rede von Dr. Karin
Kaschuba, Sprecherin für Wissen-
schaftspolitik der Linksfraktion, und ih-
rer Aufforderung: „Helfen Sie mit, dass
wir Minister Matschie helfen können,
Thüringen tatsächlich zum Bildungsland
Nummer eins zu machen.“ Dafür  seien
allerdings auch die notwendigen Bedin-
gungen zu schaffen – „Lehrkräfte, Räu-
me, Platz für die Freiheit zum Studieren“.
Leider lasse es der amtierende Minister
an entsprechenden Aktivitäten, die At-
traktivität der Hochschulen zu steigern,
fehlen. Der Hochschulpakt werde ohne
schlüssige Begründung einseitig aufge-
kündigt und ein langfristiger Entwick-
lungsplan für den Hochschulstandort
Thüringen erst gar nicht angefasst.

Martina Renner verwies auf die durch
Medien-Recherchen bekannt geworde-
ne Tatsache, dass ein Unternehmen ei-
nes NPD-Funktionärs Fördermittel über
das Thüringer Wirtschaftsministerium
aus Mitteln des Europäischen Sozial-
fonds erhalten hat. Nunmehr werde ge-
prüft, ob diese Mittel zurückgefordert
werden können. Laut dem MDR-Bericht
vom 22.11. habe die GfAW sich vor Be-
willigung des Förderantrages mit einer
Anfrage an den Verfassungsschutz ge-
wandt, aber keine Antwort erhalten.

„Während der ehemalige Thüringer
Innenminister im Auftrag der Innen-
ministerkonferenz Konzepte entwickelt,
auf welchem Weg rechtsextremen Orga-
nisationen der Geldhahn der Steuermit-
tel abgedreht werden kann, verursacht
der nachgeordnete Geheimdienst, dass
an anderer Stelle Geldhähne geöffnet
werden – auf der einen Seite eine auf-
merksame und sensibilisierte Einrichtung
wie die GfAW und auf der anderen Seite
ein Landesamt, das offenkundig nicht
willens oder nicht in der Lage ist, auf
eine Anfrage zu antworten.“
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Wichtige Termine

Gerichte SSSSSozialversicherung VerkehrsverbŸnde
Die derzeitige Organisation des

Bereitschaftsdienstes bei Gerich-
ten und Staatsanwaltschaften in
Thüringen müsse auf den Prüf-
stand gestellt werden, denn der un-
übersichtliche Flickenteppich sei
nicht besonders bürgerfreundlich,
so MdL Ralf Hauboldt. Mit Blick
auf gleiche und ungehinderte Zu-
gangsmöglichkeiten rechtsuchen-
der Bürger auch in dringenden Fäl-
len außerhalb der regulären Dienst-
zeiten, z.B. für Eilverfahren, Voll-
streckungsschutz, dringende Rege-
lungen in Familiensachen, in Fra-
gen des Demonstrationsrechts,
sollte es eine einheitliche Rege-
lung an allen Gerichten in Thürin-
gen geben, fordert der LINKE
Landtagsabgeordnete.

„Nachdem der Bundesgesund-
heitsminister mit seiner Gesundheits-
reform den Ausstieg aus der gesetzli-
chen Krankenversicherung besiegelt
hat, geht er zum Generalangriff auf
die gesetzliche Pflegeversicherung
über“, warnte der Sozialexperte der
LINKEN, Jörg Kubitzki. Dabei han-
dele der FDP-Politiker nach dem glei-
chen Muster: Mit der Kapital gedeck-
ten Finanzierung verabschiede er
sich bei der Pflege auch aus der soli-
darischen Finanzierung. „Die Absi-
cherung des Pflegerisikos wird zur Pri-
vatangelegenheit jedes Einzelnen.
Damit wächst das Risiko für die Ver-
sicherten. Im Falle von Finanzkrisen
ist ihr Geld futsch. Rösler entpuppt
sich als der Totengräber der deut-
schen Sozialversicherung!“

Vor dem Hintergrund der auch von
der LINKEN unterstützten Proteste
gegen die Schließung der Ohratalbahn,
forderte MdL Dr. Gudrun Lukin den
Ausbau der Verkehrsverbünde in Thü-
ringen und verwies auf parlamentari-
sche Initiativen der Linksfraktion. 2012
stellt die Landesregierung den
Zuschuss für den Personenverkehr auf
der traditionsreichen Ohratalbahn zwi-
schen Gotha und Gräfenroda ein, ob-
wohl die Bahn in den letzten Jahren in
neue Haltepunkte, barrierefreie Bahn-
steige und Eisenbahnkreuzungen Mil-
lionen investierte. Die Landesregierung
müsse thüringenweit mehr auf
Verkehrsverbünde orientieren – „sonst
kommen noch mehr Orte unter die Rä-
der, werden noch mehr Einwohner auf
das Auto umsteigen“.

Landtagssitzungen:
Die nächsten Sitzungen des

Thüringer Landtags finden in der
Zeit vom 8. bis 10. Dezember statt.
In den letzten Plenarsitzungen im
alten Jahr steht die abschließen-
de Beratung des Haushaltsplan-
entwurfs für 2011 im Mittelpunkt
der Debatte.

Ausstellung:
Am 9. Dezember wird im

Funktionsgebäude des Thüringer
Landtags eine Ausstellung mit
Ölbildern der Südthüringer Künst-
lerin Andrea Moigk eröffnet, die
sich speziell der Thüringer Land-
schaft widmet.

Internet:
Täglich aktuelle Informationen

über die Arbeit der Thüringer Land-
tagsfraktion DIE LINKE sowie ihre
parlamentarischen Initiativen sind
im Internet abrufbar unter:

www.die-linke-thl.de

Angesicht der erneut vom Thü-
ringer Bauminister Carius geforder-
ten Rücknahme der geplanten Kür-
zungen bei der Städtebauförderung
hatte MdL Heidrun Sedlacik erklärt:
„Was nützen all die starken Worte,
wenn dennoch und vor allem beim
Programm Soziale Stadt massiv ge-
kürzt werden soll.“ Natürlich müsse
die Städtebauförderung mindestens
auf dem diesjährigen Niveau fortge-
setzt werden, darüber könne auch
nicht die Erhöhung des Bundes-
haushaltsansatzes 2011 für die Städ-
tebauförderung von 305 auf 455 Mil-
lionen hinwegtäuschen, „denn es
wird immer noch um 80 Millionen ge-
kürzt mit dem entsprechenden wirt-
schaftlichen und sozialen Auswirkun-
gen auf die Thüringer Kommunen“.

Als besonders verheerend bezeich-
nete sie die geplante „massive Kür-
zung beim Programm ‚Soziale Stadt’
um 70 Prozent!“ Damit umfasse das
Förderprogramm 2011 nur noch 28,5
Millionen Euro, gegenüber 95 Millio-
nen Euro in diesem Jahr. Zudem sei
geplant, das Programm fast nur noch
für investive Maßnahmen einzuset-
zen. Dabei bestehe das Erfolgsrezept
dieses Programms gerade im Zusam-
menspiel von Bauinvestitionen,
Wohnumfeld und Infrastruktur mit
sozial-integrativen Maßnahmen. „Es
ist sozialpolitisch unverantwortlich,
wenn künftig beispielsweise Projekte
der Bildung, Integration, Ehrenamts-
tätigkeit sowie das auf diese Grundla-
ge vielerorts eingeführte Quartiers-
management nicht mehr gefördert
werden“, protestierte die Abgeordne-
te der LINKEN.

SSSSStŠdtebaufšrderung

Natürlich geht es der LINKEN vor
allem darum, dass für eine Verbes-

serung der Einnahmesituation im Lan-
deshaushalt eine andere, eine gerech-
tere Steuerpolitik auf Bundesebene ge-
macht wird“, so betonte die Haushalts-
politikerin der Linksfraktion im Thürin-
ger Landtag, Birgit Keller, bei der Vor-
stellung der Änderungsanträge für
den Landeshaushaltsplan 2011 auf der
Pressekonferenz am 23. November in
Erfurt. Daher werde die Fraktion auch
dazu im Landtag einen Entschließungs-
antrag vorlegen. Zugleich verwies sie
auf das grundlegende Thüringer Pro-
blem einer ausstehenden Funktional-,
Verwaltungs- und Gebietsreform und
den Schwerpunkt der Etat-Umschich-
tung aus Sicht der LINKEN beim
Bildungs- und Sozialbereich. Finanz-
politiker Mike Huster erläuterte die An-
träge. Vor dem Hintergrund der von der
LINKEN schon seit längerem erkann-
ten Notwendigkeit einer Konsolidie-
rung der Landesfinanzen – die Ände-
rungsanträge sehen eine Senkung der
Nettoneuverschuldung um 40 Millio-
nen Euro vor – sei „politische Gestal-
tung möglich und notwendig“. So soll
es auf jedes Schulessen einen Ein-
Euro-Zuschuss geben, die Schul-
sozialarbeit gestärkt und die Jugend-
pauschale von 10 auf 13 Millionen
Euro erhöht werden.

Die Anträge der Linksfraktion zielen
auch auf „absolute Transparenz“ bei der
Kita-Finanzierung, weshalb die Gelder
komplett aus dem Kommunalen Finanz-
ausgleich heraus- und in den entspre-
chenden Einzelplan des Landeshaus-
halts hineingenommen werden, „damit
sie vollständig dort ankommen, wo sie
gebraucht werden“. Zudem sollen die
Zuschüsse für Museen, freie Theater
und soziokulturelle Zentren erhöht wer-
den. Als kontraproduktiv bezeichnete
der Abgeordnete auch die von der Lan-
desregierung geplanten Kürzungen bei

Jugendpauschale und Soziokultur
stŠrken, Schulessen bezuschussen
Linksfraktion beweist: Politische Haushalts-Gestaltung ist mšglich und notwendig

der Erwachsenenbildung sowie bei der
politischen Bildung. Neben dem
Bildungsbereich untermauert die Links-
fraktion einen weiteren Schwerpunkt
bei den Kommunen, weshalb sie hier 30
Millionen Euro zusätzlich im nächsten
Jahr vorsieht.

Die Einnahmeseite verbessern
will DIE LINKE u.a. durch die Auflö-
sung der Stiftung Familiensinn und die
Erhöhung der Grunderwerbssteuer. Die

von der Regierungskoalition geplante
so genannte globale Minderausgabe in
Höhe von 60 Millionen Euro wird von
der LINKEN kategorisch abgelehnt,
denn das Parlament hätte dann auf die
Kürzungen gar keinen Einfluss mehr.

Mike Huster hob auf der gut besuch-
ten Pressekonferenz (unser Foto) die
produktive und intensive Arbeit der Ab-
geordneten und Mitarbeiter der Frak-
tion hervor, die sich auch im Rahmen
einer Haushaltsklausur über ihre An-
träge zum Landeshaushalt verständigt
hatten. „Wir haben unsere Haushalts-
politik konsequent weiterentwickelt“,

unterstrich der Parlamentarier. Dazu ge-
hören auch die Verabredungen zum Um-
gang mit den für 2011 prognostizierten
Steuermehreinnahmen, auf die die LIN-
KE „angesichts der weltwirtschaftli-
chen und politischen Unsicherheiten
nicht wetten würde“. Vielmehr sei die
Mai-Steuerschätzung Grundlage der je-
weiligen Haushaltsplanungen und hät-
ten die Regierungsfraktionen bereits
angekündigt, die (etwaigen) Mehrein-

nahmen in Höhe von 147 Millionen Euro
vollständig zur Senkung der bisher ge-
planten Neuverschuldung einzusetzen.
Diese würde die Linksfraktion auch so
handhaben.

In der Plenarsitzung am 9. Dezember
soll der Landesetat abschließend bera-
ten werden. Bereits am Vortag wollen
Schüler, Studenten und andere von den
Sparmaßnahmen der CDU-SPD-Lan-
desregierung betroffene Thüringer
Bürgerinnen und Bürger erneut vor dem
Landtag in Erfurt demonstrieren.

A.R.
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RRRRRede UND WWWWWiderrede Negativ-Preis an SPD-Fraktion fŸr ihr
Festhalten an der ãResidenzpflichtÒ
FlŸchtlingsrat ThŸringen: Entscheidung fŸr Bewegungsfreiheit von FlŸchtlingen wurde verhindert

AnlŠsslich des Tages des FlŸcht-
lings hat der FlŸchtlingsrat ThŸ-

ringen e.V. am 29. November den jŠhr-
lich vergebenen ãPreis fŸr die grš§t-
mšgliche GemeinheitÒ in diesem  Jahr
an die SPD-Fraktion im ThŸringer
Landtag verliehen.

Wie der FlŸchtlingsrat vorab in ei-
ner Presseinformation mitteilte, wur-
de die SPD-Fraktion mit dem Negativ-
Preis fŸr ihr Festhalten an der
Residenzpflicht fŸr FlŸchtlinge in
ThŸringen âausge-
zeichnetÕ. FlŸcht-
lingen ist es ver-
wehrt, ohne Er-
laubnis der Aus-
lŠnderbehšrde ih-
ren Landkreis zu
verlassen. Um eine
Erlaubnis zu erhal-
ten, mŸssen be-
grŸndete AntrŠge
gestellt werden.

Der FlŸchtlings-
rat ThŸringen e.V.
fordert, wie Kir-
chen und Wohl-
fahrtsverbŠnde sowie anderen Partei-
en Ð dazu gehšrt dezidiert die Links-
fraktion im ThŸringer Landtag Ð  seit
vielen Jahren die Abschaffung der
Residenzpflicht in ThŸringen und auf
Bundesebene.

Die SPD hatte im ThŸringer Landtag
noch ausgefŸhrt, dass die Residenz-
pflicht zu sozialer Ausgrenzung und Iso-
lation, zu Kriminalisierung und Stigma-
tisierung durch sehr hŠufige polizeili-
che Kontrollen von Menschen, die an-
ders aussehen, zu hohem BŸrokratie-
aufwand fŸhrt. Die SPD bestŠtigte in der
Debatte, dass es willkŸrliche Entschei-

dungen der AuslŠnderbehšrden gibt
und die Suche nach Ausbildung und
Arbeit durch die Residenzpflicht er-
schwert ist.

Bei der Abstimmung Ÿber den auch
von der Linksfraktion getragenen An-
trag stimmte die SPD im Landtag dann
aber mehrheitlich aus GrŸnden der
Koalitionsdisziplin gegen einen Vor-
sto§ zur Abschaffung der Residenz-
pflicht und verhinderte somit eine
Entscheidung fŸr die Bewegungsfrei-

heit von FlŸchtlingen. Dabei hatte die
ThŸringer SPD noch in ihrem Regie-
rungsprogramm im vergangenen Jahr
ankŸndigt: ãDie Residenzpflicht wei-
ten wir auf ganz ThŸringen aus.Ò

Die stellvertretende Landesvorsit-
zende des ThŸringer FlŸchtlingsrates,
MdL Sabine Berninger, hatte zusam-
men mit Antje-Christin BŸchner und
Christine Reklau als weitere Vertrete-
rinnen des FlŸchtlingsrates den
Negativpreis an die beiden Abgeord-
neten der SPD-Fraktion, Peter Metz
und Matthias Hey, Ÿbergeben (unser
Foto). Sie nahmen das Bild, mit dem
die gegenwŠrtige teils undurch-

Bei der Unternehmenstour des ThŸringer Behindertenbeauftragten
Der Behindertenbeauftragte der ThŸ-

ringer Landesregierung, Dr. Paul Brock-
hausen, startete seine Unternehmens-

tour durch verschiedene Betriebe ThŸ-
ringens mit dem Besuch des Opelwerkes
in Eisenach. Karola Stange,
behindertenpolitische Sprecherin der

LINKEN Landtagsfraktion, die den Auf-
taktbesuch des Behindertenbeauf-
tragten begleitete, fordert eine hšhere

BeschŠftigung von
Menschen mit Be-
hinderung auf dem
ersten Arbeitsmarkt.

Sie hofft, dass die
Vorbildfunktion
von Opel Eisenach,
die 124 schwerbe-
hinderte Arbeitneh-
mer beschŠftigen,
bei anderen Unter-
nehmen Interesse
weckt und diese
Nachahmungs -
effekte erzielen
kann. Damit liegt die
BeschŠftigungs-

quote schwerbehinderter und diesen
gleichgestellter Menschen in diesem
Unternehmen mit 7,2 Prozent Ÿber der
Quote der ThŸringer Landesbehšrden.

VVVVVerquere CDU-Logik

Aus der Landtagsdebatte zur
Aufhebung des ThŸringer Er-
ziehungsgeldgesetzes am 11. No-
vember:

Christian Gumprecht, CDU:
Eine Frage an die Einreicher von

FDP und B†NDNIS 90/DIE GR†-
NEN: Sind Ihnen Familien wichtig?
Ich war entsetzt Ÿber den Beitrag
von Herrn Koppe. Also ich hatte
damit nicht gerechnet (É) wieso
wollen Sie denn eine direkt fŸr Fa-
milien zugeschnittene Leistung nun
streichen? Das Landeserziehungs-
geld ist nŠmlich eine Leistung fŸr
junge Familien und damit machen
wir Familienpolitik und viele Fami-
lien schŠtzen dies. Nach dem
Bundeselterngeld ist es fŸr Famili-
en in ThŸringen einfach nicht
Schluss. Denn wir sagen Ja zur Fa-
milie und bauen ihnen damit nach
wie vor eine BrŸcke. (É)

Matthias BŠrwolff, LINKE:
(É) Die Frage, wie viel Geld wir

den Familien geben, die Frage, wie
viel Mittel wir den Familien zur Ver-
fŸgung stellen, die ist deshalb
auch so wichtig, weil gerade Ihre
Partei, die CDU, hat jetzt im Bun-
destag im Zusammenhang mit dem
Sparpaket und mit den Neuberech-
nungen der Hartz IV-RegelsŠtze die
KŸrzung des Bundeselterngeldes
fŸr Hartz IV-EmpfŠngerInnen be-
schlossen, dass also diejenigen,
die im ersten Lebensjahr vor be-
sonderen finanziellen Herausfor-
derungen stehen, diejenigen, die
sowieso schon am unteren Rand
der Gesellschaft leben und jeden
Euro ein- bis zweimal umdrehen
mŸssen, bevor sie ihn ausgeben
kšnnen, diesen Leuten streichen
Sie das Geld und jetzt stellen Sie
sich hin und sagen, aber das
Landeserziehungsgeld, das ist hei-
lig, da dŸrfen wir nicht rangehen.
Da ist in Ihrer internen Logik als
CDU wirklich etwas verquer. Das
ist unlogisch und es ist im †brigen
auch všllig unsinnig, denn das, was
Sie begrŸnden in Ihrem Gesetz von
1993 sind ja ErwerbslŸcken, Ein-
kommenslŸcken, die entstehen.
Und jetzt haben wir natŸrlich mit
dem neuen Kita-Gesetz den
Rechtsanspruch ab dem ersten Le-
bensjahr. Das hei§t, Familien be-
kommen ein Kind, bekommen ein
Jahr lang Bundeselterngeld, be-
kommen mšglicherweise auch 14
Monate Bundeselterngeld, wenn
die VŠtermonate genommen wer-
den und dann haben Sie in ThŸ-
ringen einen Rechtsanspruch. Sie
haben einen Rechtsanspruch auf
eine Betreuung und dieser ist bun-
desweit einmalig und fŸr ihn ha-
ben wir hart gekŠmpft. Ich sehe
nicht ein, warum wir diesen
Rechtsanspruch mit der Herd-
prŠmie konterkarieren sollen.

schaubare ThŸringer Residenz-
regelung grafisch verdeutlich wurde,
tapfer entgegen. Peter Metz meinte,
dass nicht sie, sondern vielmehr die
CDU-Fraktion diesen Preis verdient
habe, denn die SPD sei bestrebt, die
Residenzpflicht rŠumlich zu erweitern
und ihr Ziel sei die komplette Ab-
schaffung der Zwangsregelung. Dies
sei aber in ThŸringen schwierig, so
Mathias Hey mit Verweis auf die
KoalitionszwŠnge.

Der FlŸchtlingsrat ThŸringen e.V.
ist ein politisch unabhŠngiger Zusam-
menschluss von Engagierten und In-
teressierten im FlŸchtlingsbereich
und Aktiven aus Menschenrechts-
gruppen, Gewerkschaften, Kirchen
und Parteien. Er versteht sich als In-
teressenvertretung von FlŸchtlingen
und als ThŸringer Netzwerkstelle fŸr
in der FlŸchtlingsarbeit Engagierte. Er
setzt sich fŸr den Schutz von FlŸcht-
lingen und fŸr den Abbau von Vorur-
teilen und Diskriminierungen ein. Ein
wichtiger Bestandteil der Arbeit war
und ist von VereinsgrŸndung an die
Forderung nach der Abschaffung der
Residenzpflicht fŸr FlŸchtlinge: ãSie
ist Šu§erst diskriminierend und
schrŠnkt ein wesentliches Menschen-
recht - jenes auf Bewegungsfreiheit
aus Art. 13 AEMR (Abs. 1: Jeder hat
das Recht, sich innerhalb eines Staa-
tes frei zu bewegen und seinen Auf-
enthaltsort frei zu wŠhlen)- massiv
ein. Die GrŸnde, die zur Legitimation
der Residenzpflicht (Erreichbarkeit,
gleichmŠ§ige Verteilung, etc.) immer
wieder angefŸhrt werden, entbehren
in der Praxis einer nachweisbaren
Grundlage und stehen zudem in kei-
nem VerhŠltnis zu der massiven
MenschenrechtseinschrŠnkung.Ò

Nach Aussagen der Landesregierung
in Antwort auf eine Kleine Anfrage der
Abgeordneten Karola Stange (DS 5/
1494) lag im Jahr 2009 die
BeschŠftigungsquote schwerbehinder-
ter und diesen gleichgestellter Men-
schen bei den Obersten Landesbehšr-
den und nachgeordneten Behšrden in
ThŸringen bei insgesamt 5,23 Prozent.
In der ThŸringer Staatskanzlei und im
ThŸringer Ministerium fŸr Bildung,
Wissenschaft und Kultur wurde im Jahr
2009 die BeschŠftigungsquote von fŸnf
Prozent nicht erreicht.

Auch das Bestreben des Behin-
dertenbeauftragten, Ÿber den jeweiligen
Besuch hinaus ein regionales Netzwerk
mit Schulen, Behšrden, Reha- und
BildungstrŠgern entstehen zu lassen,
findet bei Karola Stange Zustimmung.
Dies kann eine kurzfristige und effekti-
ve Eingliederung in einen Betrieb be-
wirken.

Cordula Eger
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KKKKKURZ UND PPPPPR€GNANTWie sollen Entscheidungen anders
demokratisch gestaltet werden?
NACHGEFRAGT bei Martina Renner, stellvertretende Vorsitzende der Linksfraktion

AAAAApplikationszentrum Ilmenau

Thematische Fraktionssitzungen
haben in der Linksfraktion eine

gute Tradition. Am 24. November hat
mit Alexander Schlager ein Aktivist
des BŸrgerprotests und Wissen-
schaftler der Rosa-Luxemburg-Stif-
tung Baden-WŸrttemberg Ÿber den
Widerstand gegen das Bahnprojekt
ãStuttgart 21Ò berichtet. Warum wur-
de das Thema ausgewŠhlt?

Wir haben Alexander Schlager ein-
geladen, weil in der Auseinanderset-
zung um ãStuttgart 21Ò verschiedene
Politikfelder zusammen kommen, die
aktuell sind, aber auch Grundfragen
dieser Gesellschaft aufgreifen. Zum
Beispiel, wie echte BŸrgerbeteiligung
aussieht, welche Antwort man BŸrgern
gibt, die unzufrieden sind mit der Poli-
tik, mit Parteien, mit Entscheidungspro-
zessen, die immer mehr das GefŸhl ha-
ben, eigentlich entscheiden Wirt-
schaftskonzerne und Lobbyinte-
ressen. Zu den verschiedenen Politik-
bereichen, die hier zusammenkommen,
gehšren die Verkehrspolitik, Stadt-
entwicklungsfragen, aber auch Fra-
gen der …kologie. Und zuletzt wirk-
lich diese Grundfrage: wenn BŸrger
das GefŸhl haben, bei politischen
Grundsatzentscheidungen au§en vor
gehalten zu werden Ð wie sollen Ent-
scheidungen anders demokratisch ge-
staltet werden?

ãStuttgart 21Ò ist ja schon einige
Zeit in den Medien prŠsent. Welche
neuen Erkenntnisse konnten gewon-
nen werden?

Ich fand besonders spannend, wie
sich in Stuttgart das BŸndnis zusam-
mensetzt, wie es zu Entscheidungen
kommt und wie es die HeterogenitŠt
aushŠlt. Entgegen der Meinung, die
teilweise auch vor Ort geŠu§ert wird,
dass es ein Protest sei, der erst kŸrz-
lich entstanden ist, hat Alexander
Schlager aufgezeigt, dass es sich um
einen schon seit Jahren anhaltenden
Prozess handelt. Wo am Anfang ein
Sachkundigmachen stand, eine Quali-
fizierung der einzelnen Akteure, wo
Gegengutachten erstellt wurden und
erst am Ende der Entwicklung der Pro-
test auf die Stra§e getragen wurde. Das
wird oft  ausgeblendet, auch und ge-
rade in der Berichterstattung. Dieses
BŸndnis, das aus vielen kompetenten
Partnern besteht, auch Fachleuten, die
sich bis ins Detail dort eingefuchst
haben, ist in der Lage, eine Vielzahl von
Aktionsformen auszuhalten, immer
wieder einen gemeinsamen Konsens
zu finden und selbst eine andere Form
von Demokratie zu praktizieren.

Wie stellt sich die Rolle der LIN-
KEN bei den Protesten dar?

Die LINKE dort ist Teil der Bewe-
gung, sie will in keiner Weise dominie-

ren und das ist richtig. Es geht um
Demokratisierung und da wŠre es Šu-
§erst kontraproduktiv, wenn versucht
wŸrde, politisch zu vereinnahmen, viel-
leicht mit Blick auf kommende Wah-
len. Das wŠre das Falscheste, was man
machen kann. Die LINKE vor Ort muss
natŸrlich auch feststellen, dass gegen-
Ÿber den GrŸnen und der Rolle, die sie
in Baden-WŸrttemberg schon lange
spielen Ð sie sind dort ja fast schon
eine alteingesessene Partei, die LIN-
KE ist eine
neue Partei
Ð es nicht
darum ge-
hen kann,
zu konkur-
rieren. Die
LINKE ist
Teil der Be-
w e g u n g ,
sie bringt
sich ein und
wirkt mit
den Mšg-
lichkeiten
einer Partei
oder auch
einer Stif-
tung produktiv fŸr die Bewegung.

Lassen sich generelle Erfahrungen
fŸr den Umgang der LINKEN mit neu-
en sozialen Bewegungen und BŸrger-
bŸndnissen ableiten?

Alexander Schlager hat es so
zusammengefasst: die LINKE muss
den BrŸckenschlag hinbekommen zwi-
schen sozialer Frage und Demokratie-
frage. Ich glaube, das ist eine wichtige
Aufgabe. Viele von au§en reduzieren
die LINKE auf eine Partei, die im Kern
die soziale Frage thematisiert Ð das ist
auch richtig, das tun wir natŸrlich Ð
aber wir sind auch BŸrgerrechtspartei.
Diese beiden Aspekte mŸssen wir stŠr-
ker zusammenbringen, da gibt es
durchaus BerŸhrungspunkte. Man
darf jetzt auch nicht davon ausgehen,
dieser Protest in Stuttgart sei allein ein
bŸrgerlicher Protest, da sind unter-
schiedliche Schichten beteiligt, preka-
risierte Akademiker und Šhnliche, die
fŸr uns auch fŸr die soziale Frage zu
gewinnen sind. Interessant ist, wie sich
heute solche Bewegungen aufeinan-
der beziehen. Der Castor-Protest hat
sich beispielsweise auf Stuttgart 21
bezogen. In Dannenberg wurde auch
zu Protesten gegen das Sparpaket auf-
gerufen. Die Aktionen im ãhei§en
HerbstÒ stehen nicht vereinzelt, und
in der Bevšlkerung hat sich das Ver-
stŠndnis von Widerstand gewandelt.
Die Bereitschaft zu zivilem Ungehor-
sam ist dort gewachsen, wo die Men-
schen das GefŸhl haben, Politik geht
gegen die Interessen der BŸrger.

Stichwort Castor: FŸr den 16. De-
zember ist ein Transport durch ThŸ-

ãDie ThŸringer Landesregierung
ist in der Pflicht, wenn es darum
geht, Lšsungen fŸr die Zukunft des
Applikationszentrums in Ilmenau
(APZ) anzubietenÒ, so MdL Dieter
Hausold, angesichts der Nachricht,
dass die Betreibergesellschaft den
Vertrag fŸr die ReinrŠume im
Ilmenauer Zentrum gekŸndigt hat.
Die Technische UniversitŠt hatte
ihr Interesse zur †bernahme geŠu-
§ert, was jedoch voraussetzt, dass
der Freistaat sich an der Finanzie-
rung des APZ beteiligt. ãIn den
Applikations- und Technologie-
zentren wird ein wesentlicher Bei-
trag zur Entwicklung nachhaltiger
marktfŠhiger Produkte geleistet. Es
wŠre tšricht, wenn sich ThŸringen
diese Chance, das Land als
Innovationsstandort zu stŠrken,
entgehen lŠsstÒ, betonte der LIN-
KE Wirtschaftspolitiker.

NNNNNetzumbau statt Neubau

Das Landesverwaltungsamt
rollt das Planfeststellungsverfah-
ren fŸr den Abschnitt Vieselbach-
Altenfeld der 380 kV-Trasse neu
auf. ãDie LINKE steht weiter an
der Seite der BŸrger, die gegen
das fŸr Mensch, Natur und Um-
welt unsinnige Mega-Projekt pro-
testierenÒ, so MdL Petra Enders,
die auf den Antrag der Links-
fraktion verweist, statt des Neu-
baues der 380 kV-Leitung Halle-
Schweinfurt die bestehende 380
kV-Leitung Remptendorf-Redwitz
mit Hochtemperaturseilen zu be-
spannen. Schlie§lich sei dies
weltweit Stand der Technik, ko-
ste maximal die HŠlfte einer neu-
en Freileitung und wŸrde die
†bertragungskapazitŠt der Lei-
tung mindestens verdoppeln.

ringen angekŸndigt. Welche Positi-
on bezieht die Linksfraktion?

Wir lehnen diesen Transport ab.
Nicht nur, weil jeder Transport die Lauf-
zeit der Atomkraftwerke verlŠngert,
sondern weil es hier konkret einen Ver-
tragsbruch gibt. Das Zwischenlager am
ehemaligen Atomkraftwerksstandort
Lubmin war ja nur fŸr die RŸcknahme
von ostdeutschen Kernbrennstoffab-
fŠllen gedacht und da soll jetzt anschei-

nend Ð das ist eine Vermutung Ð ein
zweites Zwischenlager eršffnet wer-
den, wohin vielleicht, wenn Gorleben
in Zukunft nicht mehr durchsetzbar ist,
Transporte durchgeprŸgelt werden
sollen. Solche Versuche, weitere
Zwischenlagerstandorte und mšgli-
che Endlager zu eršffnen, haben eine
gro§e politische Dimension. Es geht
also nicht allein darum, dass ein sol-
cher Transport eine gro§e GefŠhrdung
darstellt, fŸr die Bevšlkerung, fŸr die
eingesetzten Polizeibeamtinnen und
Polizeibeamten, sondern um eine
wichtige politische Frage, die genau
zu dem passt, was ich eben gesagt
habe: gegen den Willen der Bevšlke-
rung werden Dinge durchgesetzt, die
zum Teil bis in den Bereich des Ver-
tragsbruchs gehen.

Wird sich die Fraktion an den Pro-
testen gegen den Castor-Transport
beteiligen?

Wir sind auch hier Teil einer Bewe-
gung. Es gibt Vorbereitungstreffen, an
denen nehmen wir natŸrlich teil. Auch
GrŸne und SPD wollen dort aktiv wer-
den, das begrŸ§en wir. Wir hoffen,
dass das BŸndnis eine gro§e Breite
gewinnt. Man muss allerdings reali-
stisch bleiben. Wir sind nicht das
Wendland und sollten also nicht er-
warten, dass wir am 16.12. tausende
Menschen auf die Beine bringen. Ich
glaube aber schon, dass wir mit de-
nen, die sich fŸr dieses Thema sensi-
bilisieren lassen, in ThŸringen ein
deutliches Zeichen setzen kšnnen.

(Das GesprŠch fŸhrte
Stefan Wogawa)

AAAAAussortierende Schulen

 ãWŠhrend in den Kindertages-
stŠtten in ThŸringen die gemein-
same Bildung und Betreuung von
Kindern mit und ohne Fšrderbedarf
mittlerweile zur NormalitŠt gehšrt,
zŠhlen die ThŸringer Schulen wei-
terhin zu den am hŠufigsten aus-
sortierenden und ausgrenzenden
BildungseinrichtungenÒ, so MdL
Michaele Sojka mit Blick auf die ak-
tuelle LŠndervergleichsstudie der
Bertelsmann-Stiftung zur inklu-
siven Bildung. ãSchon allein die
Tatsache, dass den SchŸlern in
ThŸringen wesentlich hŠufiger als
anderen SchŸlern in Deutschland
ein sonderpŠdagogischer Fšrder-
bedarf attestiert wird, ist besorg-
niserregend. Dass diese SchŸler
aber nach wie vor mit ihrem
Schuleintritt aussortiert und Ÿber-
proportional hŠufig an Fšrder-
schulen gesondert beschult wer-
den, ist traurige RealitŠt und daran
hat sich leider auch in den letzten
Jahren nichts geŠndert.Ò
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Neue Medien fŸr linke Politik nut-
zenÒ Ð zu einem ganztŠgigen

Medienseminar trafen sich mehr als 70
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
Landtagsfraktion und der Abgeordneten
am 25. November im ãHaus am Wald!Ò in
Elgersburg. Zeit, die idyllische Umgebung
zu genie§en, blieb allerdings kaum: in
sechs Workshops beschŠftigte man sich
mit der Presse- und …ffentlichkeitsarbeit,
dem Web 2.0, dem Videoaktivismus, der
Kampagnenplanung und dem Layout

Wie die neuen Medien fŸr linke
Politik genutzt werden sollten
Mitarbeiter der Landtagsfraktion qualifizierten sich in Fachworkshops/LiMA regional am 4. Dezember in Erfurt

Woran wird man sich spŠter erin-
nern, wenn man an 2010 denkt? Viel-
leicht auch daran, dass wieder ein-
mal ein paar Fanatiker an Grund-
festen der Demokratie gerŸttelt ha-
ben. Ins Visier geriet dabei die Pres-
sefreiheit, die hierzulande noch
Verfassungsrang hat: ãDie Presse-
freiheit und die Freiheit der Bericht-
erstattung durch Rundfunk und
Film werden gewŠhrleistet. Eine
Zensur findet nicht stattÒ (Artikel 5,
Abs. 1 Grundgesetz).

Geht es indes nach dem CDU-Bun-
destagsabgeordneten Siegfried
Kauder, dann soll das ganz anders
werden. In einem Interview verlang-
te Kauder: ãDie Presse muss dazu
verpflichtet werden, sich zurŸckzu-
halten, wenn die GefŠhrdungslage
wie jetzt hoch ist.Ò Jener Kauder ist
nicht nur Vorsitzender des Rechts-
ausschusses des Bundestages, son-
dern gehšrt auch einer einfluss-
reichen CDU-Dynastie an Ð sein Bru-
der Volker ist Vorsitzender der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion.

Hessens MinisterprŠsident Volker
Bouffier (auch CDU) mšchte, dass
das MilitŠr endlich im Inland nicht
nur zackig aufmarschiert, sondern
gleich richtig in den Kampf zieht.
ãWenn die Bundeswehr etwas kann,
was die Polizei nicht kann und was
fŸr die Sicherheit zutrŠglich ist, sollte
man die StreitkrŠfte auch einsetzenÓ,
forderte er in einem Interview. DafŸr
mŸsste das Grundgesetz geŠndert
werden. Bouffier ist neben seinem
Regierungsamt auch stellvertreten-
der Vorsitzender der CDU. UnterstŸt-
zung beim Wunsch nach Bundes-
wehr-EinsŠtzen im Inland bekam er
von Niedersachsens Innenminister
Uwe SchŸnemann (ebenfalls Ð was
fŸr ein Zufall Ð in der CDU). ãWir tre-
ten ein fŸr die Achtung der Men-
schen- und BŸrgerrechte und die
†berwindung sozialer und wirt-
schaftlicher NotÒ, hei§t es Ÿbrigens
im aktuellen Grundsatzprogramm der
Union. Genau Ð und im Himmel ist
JahrmarktÉ

DDDDDemokratie im Visier

Die Bundesregierung plant mit dem
ãGesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen
und zur €nderung des Zweiten und
Zwšlften BuchesÒ zahlreiche €nderun-
gen, die zum 1. Januar 2011 in Kraft treten
sollen und massive Auswirkungen fŸr die
Betroffenen mit sich bringen. Die sprach-
liche Wandlung, dass aus ãHilfebedŸrf-
tigenÒ nunmehr ãLeistungsbedŸrftigeÒ
werden, hŠlt nicht, was sie verspricht.
Wirkliche Verbesserungen fŸr Leistungs-
berechtigte gibt es kaum. Als positiv zu
bewerten ist, dass nach der Neuregelung
im ¤ 37 Abs. 2 Satz 1 SBG II der Antrag
auf den Beginn des Monats, in dem er
gestellt wurde, zurŸckwirkt. Allerdings
sind bestimmte Bedarfe, wie Erstausstat-
tung der Wohnung, unabweisbarer Be-
darf und Bildungsleistungen, nicht mehr
vom Grundantrag umfasst und mŸssen
gesondert beantragt werden.

AufwandsentschŠdigung fŸr ehren-
amtliches und bŸrgerschaftliches Enga-
gement, wie die †bungsleiterpauschale
und steuerliche BegŸnstigungen fŸr
kommunale MandatstrŠger, sollen kŸnf-
tig als Einkommen angerechtet und von
den Hartz IV-Leistungen abgezogen wer-
den, es sei denn, die Nichtanrechnung
ist šffentlich-rechtlich geregelt. Dies wird
auch gesellschaftspolitisch verheerende
Auswirkungen haben. Einerseits wirbt
der Staat fŸr mehr ehrenamtliches Enga-
gement, beabsichtigt anderseits aber die-
jenigen Menschen auszuschlie§en, die

sich mangels Arbeitsmarktperspektive ge-
sellschaftlich engagieren.Ð ein
Paradigmenwechsel im Sozialrecht, der
nicht nur mit Blick auf den 10. Jahrestag
des Ehrenamts in Europa, der 2011 be-
gangen wird, gerade zu grotesk ist, son-
dern auch fŸr die Betroffenen eine weite-
re Ausgrenzung bedeutet. Auch EinkŸnfte
aus Tagespflege werden kŸnftig ange-
rechnet, damit wird eine weitere sozialpo-
litische Privilegierung aufgegeben.

Besonderes einschneidend und Exi-
stenz unterschreitend aber wird sich die
Neuregelung in ¤ 43 SGB II auswirken.
Betrug bisher die Aufrechnung behšrdli-
cher AnsprŸche bis zu 30 Prozent der
Regelleistung und war damit eine Existenz-
unterschreitung rechtlich nur gegenŸber
demjenigen mšglich, der vorsŠtzlich oder
grob fahrlŠssig wahrheitswidrige Anga-
ben gemacht hat, soll es kŸnftig hinsicht-
lich der Verschuldensfrage keine Nuan-
cierung mehr geben. RŸckerstattungsan-
sprŸche sollen demnach in Hšhe von 30
Prozent der ma§geblichen Regelleistung
gegenŸber jeder Person der Bedarfs-
gemeinschaft aufrechnungsfŠhig sein Ð
unabhŠngig davon, wer es verschuldet
hat. Der Deutsche Sozialgerichtstag hat
bereits verfassungsrechtliche Bedenken
insbesondere hinsichtlich der neuen
RegelsŠtze geŠu§ert. Die Kriterien der
Transparenz und Klarheit seien nicht er-
fŸllt. Eine neue Klageflut wird befŸrchtet.
DIE LINKE teilt diese verfassungsrecht-

lichen Bedenken. Zwar ist der Begriff der
ãMenschenwŸrdeÒ ins Gesetz eingefŸgt,
es mangelt aber an dessen materiellen Um-
setzung. FŸr DIE LINKE ist Hartz IV ein
doppelter Betrug,
ein respektloser
Umgang mit Le-
benslagen von
Menschen, die
nahezu chancen-
los sind, aus die-
sem Teufelskreis
herauszukommen.

BŸrgerbŸro der Linksfraktion im
ThŸringer Landtag
Telefon: 0361-3772637
E-mail: koelbel@die-linke-thl.de

Geplante Neuregelungen im SGB II Ð Paradigmenwechsel im Sozialrecht

von Informationsmaterial. Organisiert
wurden die Fachworkshops von der ãLin-
ken MedienakademieÒ (LiMA), einem
professionellen Medienpartner, wie AndrŽ
Blechschmidt, parlamentarischer Ge-
schŠftsfŸhrer der
Linksfraktion, in der
BegrŸ§ung betonte.

Eine weitere šf-
fentliche Veranstal-
tung der LiMA fin-
det in Kooperation
mit der Landtags-
fraktion am 4. De-
zember ab 10 Uhr an
der Fachhochschu-
le in Erfurt, Altonaer
Stra§e 25, statt.

Den LiMAregional-Tag eršffnet Dr.
Christoph Bieber, Politikwissenschaftler
und Mitglied des Zentrums fŸr Medien
und InteraktivitŠt der UniversitŠt Gie§en,
mit einem Fachvortrag zum Thema ãPoli-
tik und Web 2.0Ò.

Am Nachmittag geht es in mehrstŸndi-
gen, parallelen Workshops um die An-
eignung praktischer FŠhigkeiten fŸr Ein-
steiger wie Fortgeschrittene: Kampagnen-
planung, Guerilla-Marketing, Presse- und
…ffentlichkeitsarbeit  (Schwerpunkt Tex-
ten fŸr Online), Agenda-Setting, Umgang
mit Bildern  (Fotografieren und Bearbei-
tung mit Gimp, Photoshop), Layout
(InDesign, Scribus), Videoaktivismus und

die Nutzung des Web 2.0 (Wikis, Blogs,
Microblogging, soziale Netzwerke, Um-
gang mit dem LINKEN CMS) stehen hier
im Mittelpunkt.

†ber die Fragestellung ãSchlagzeilen

um jeden Preis oder Maulwurfsarbeit? Ð
Linke (und) Medien in ThŸringenÒ spre-
chen Vertreter linker Medien am Abend
im Rahmen einer Podiumsdiskussion.
Neben Bildung und Diskussion gibt es
einen ãMarkt der MšglichkeitenÒ,  auf dem
sich Organisationen und Medien prŠsen-
tieren. Die LiMAregional Erfurt ist eine
Veranstaltung von Linke Medien-
akademie e.V. in Kooperation mit der Frak-
tion DIE LINKE im ThŸringer Landtag,
Rosa Luxemburg Stiftung ThŸringen,
Kommunalpolitisches Forum ThŸringen
und Radio F.R.E.I.

Anmeldung und Programm unter
www.linke-medienakademie.de


